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Die Rundfunkkommission der deutschen Bundesländer, die diesen auf Ebene der
Chefs der Staats- und Senatskanzleien als gemeinsames Gesprächsforum und
Beschlussinstanz zu medienpolitischen und -rechtlichen Fragen dient, hat am 15.
März 2022 Vorschläge für eine Reform des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
(JMStV) beschlossen, die im Rahmen eines Diskussionsentwurfs veröffentlicht und
im Rahmen einer Konsultation kommentiert werden können. Im Fokus der Reform
steht dabei insbesondere die Verbesserung des technischen
Jugendmedienschutzes in Deutschland, wobei bereits vorhandene
Jugendschutzsysteme optimiert und so miteinander verknüpft werden sollen, dass
sie ihre Wirksamkeit bestmöglich entfalten können. Der neue Ansatz sieht einen
geräteübergreifenden, individuell leicht einstellbaren und einfach zu
konfigurierenden Jugendschutz auf Endgeräten vor, wobei der Fokus auf
Betriebssystemen sowie auf Apps liegt, da über sie ein Großteil der
Mediennutzung von Kindern und Jugendlichen erfolgt.

In Telemedien (alle Online-Medien, die nicht Rundfunk- oder
Telekommunikationsdienste sind) sind nach dem JMStV bestimmte Angebote
(etwa einfache Pornografie, bestimmte nach dem Jugendschutzgesetz indizierte
Inhalte sowie entwicklungsbeeinträchtigende Inhalte) in Telemedien (nur) dann
zulässig, wenn von Seiten des Anbieters sichergestellt ist, dass sie nur
Erwachsenen zugänglich gemacht werden. Diese Regelung zu sogenannten
geschlossenen Benutzergruppen soll mit dem Entwurf dahingehend ergänzt
werden, dass in Zukunft die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) im
Benehmen mit den anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle
Anforderungen an Maßnahmen zur Sicherstellung dieser geschlossenen
Benutzergruppen festlegt sowie Anbieter einer solchen Einrichtung ihre Systeme
zur Eignungsprüfung vorlegen können. Gleiche Regeln sollen für die
Alterskennzeichnung von entwicklungsbeeinträchtigenden Angeboten – die
Kennzeichnung mit den Altersstufen ab 6, 12, 16 oder 18 Jahren – durch
technische Mittel etabliert werden. Das ist ein System, das ähnlich bereits in
Bezug auf die altersgerechte Ausgestaltung von Jugendschutzprogrammen im
JMStV gilt. Außerdem sieht der Entwurf vor, dass Risiken, die sich aus der Nutzung
von Medienangeboten ergeben und geeignet sind, die persönliche Integrität von
Kindern und Jugendlichen zu beeinträchtigen, durch optische und technisch
auslesbare Kennzeichen kenntlich gemacht werden sollen.

IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 1



Am bedeutendsten sind wohl die vorgeschlagenen neuen Regeln für
Betriebssysteme (nach der neu vorgeschlagenen Definition eine Systemsoftware,
die die Grundfunktionen der Hardware oder Software steuert und die Ausführung
von Software-Anwendungen ermöglicht, die dem Zugang zu Angeboten dienen)
und Apps (nach der neu vorgeschlagenen Definition eine softwarebasierte
Anwendung, die der unmittelbaren Ansteuerung von Sendungen oder Inhalten von
Telemedien dient). Nach einem vorgesehenen § 12 JMStV-E müssen
Betriebssysteme, die von Kindern und Jugendlichen üblicherweise genutzt
werden, über eine Jugendschutzvorrichtung verfügen, die einfach, leicht
zugänglich und abgesichert eingerichtet, aktiviert und deaktiviert werden kann.
Dabei hat das Betriebssystem bei erstmaliger Inbetriebnahme, erstmaliger
Aktivierung und jeder Aktualisierung auf die Möglichkeit, die
Jugendschutzvorrichtung zu aktivieren, hinzuweisen und dabei deren Einrichtung
zu ermöglichen. In der Jugendschutzvorrichtung muss eine Altersstufe eingestellt
werden können, mithilfe derer bei der Nutzung von Browsern die gesicherte
Suchfunktion der üblicherweise genutzten Online-Suchmaschinen aktiviert wird
(Browser, bei denen dies nicht möglich ist, werden dann nicht zugänglich
gemacht), die Installation von Apps nur über die systemeigene Vertriebsplattform
möglich ist und installierte Apps nur entsprechend der jeweiligen Altersstufe
zugänglich gemacht werden. Sind Apps nicht mit einer empfohlenen Altersstufe
gekennzeichnet oder nicht für das eingestellte Alter empfohlen, oder handelt es
sich um systemfremde Browser oder systemfremde Apps (andere
Vertriebsplattform), sollen diese nur individuell und in abgesicherter Weise
freigeschaltet werden können, wobei letztere Funktion auch ausgeschaltet werden
können soll. Auch hier soll die KJM die Eignungsanforderungen für die
Jugendschutzvorrichtung und die gesicherte Suche im Benehmen mit den
anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle festlegen. 

Anbieter von Apps, die über die systemeigene Vertriebsplattform eines
Betriebssystems abrufbar sind, sollen wiederum ihre Apps nach einem neuen
§12a JMStV-E mit einer Altersstufe versehen, die von dem Betriebssystem
ausgelesen werden kann. Die dabei ausgelesenen Daten sollen App- und
Betriebssoftware-Anbieter ausschließlich zur Erfüllung der im JMStV festgelegten
Verpflichtungen verarbeiten und nach jedem Zugriff unverzüglich löschen.  Die
öffentliche Konsultation zu dem Diskussionsentwurf läuft bis zum 20. Juni 2022. 

Diskussionsentwurf zur Novellierung des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages (JMStV), Stand: April 2022

https://www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Medienpolitik/04-22_JMStV-
E_Anhoerung.pdf
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